
Landeshauptstadt Magdeburg  Magdeburg, 24.04.19 

Der Oberbürgermeister  

 
 

Niederschrift 
 
 
 
     
 Sitzung - KRB/052(VI)/19 

Gremium     
 Wochentag, Ort Beginn Ende 
 Datum    
     
     
Ausschuss für kommunale 

Rechts- und 
Bürgerangelegenheiten 

Donnerstag, Altes Rathaus 
Hansesaal 

17:00Uhr 18:00Uhr 

     
 18.04.2019    
     

Tagesordnung: 

 

Öffentliche Sitzung 
 
    
  
  
1 Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlussfähigkeit  
  
  
2 Bestätigung der Tagesordnung  
  
  
3 Genehmigung der Niederschrift vom 28.03.2019  
  
  
4 Neufassung der Tagespflegerichtlinie DS0059/19 
  
  
5 Benennung "Arnstädter Straße" DS0082/19 
  
  
6 Umsetzung des KiFöG-Neu in der Landeshauptstadt Magdeburg DS0032/19 
  
  
7 Erstellung eines Konzeptes zur Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes in der Landeshauptstadt Magdeburg 
A0174/18 
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7.1 Erstellung eines Konzeptes zur Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes in der Landeshauptstadt Magdeburg 
S0136/19 

  
  
8 Sozialarbeiter*in für Neue Neustadt A0046/19 
  
  
8.1 Sozialarbeiter*in für Neue Neustadt S0101/19 
  
  
9 Sprachkurse für EU-Bürger*innen A0047/19 
  
  
9.1 Sprachkurse für EU-Bürger*innen S0109/19 
  
  
10 Verschiedenes  
  
  

 

Anwesend: 
 
Mitglieder des Gremiums 
Thomas Brestrich  
Michael Hoffmann  
Günther Kräuter  
Karsten Köpp  
Olaf Meister  
Sachkundige Einwohner/innen 
Wolfgang Stein  
Peter Uhlmann  
Geschäftsführung 
Britta Becker  
  
Christian Hausmann (Vertreter für SR Lischka) 
 
Abwesend: 

 

 
Vorsitzende/r 
Burkhard Lischka  
Mitglieder des Gremiums 
Hugo Boeck  
Sachkundige Einwohner/innen 
Thomas Opp  
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 Öffentliche Sitzung  
 
 
 
 
1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlussfähigkeit  
 
Der stellv. Vorsitzende eröffnet die Sitzung des Ausschusses für kommunale Rechts- und 
Bürgerangelegenheiten und begrüßt die Stadträte sowie die Vertreter der Verwaltung 
und Gäste. Er stellt fest, dass der Ausschuss beschlussfähig ist.   
 
 
 
2. Bestätigung der Tagesordnung  
 
Der stellv. Vorsitzende informiert, dass der TOP 6 – DS0142/19 – von der Tagesordnung 
abgesetzt wird, da die Drucksache nur im Verwaltungsausschuss behandelt wird.  
Er informiert weiterhin, dass die Verwaltung darum bittet, die Drucksache DS0032/19 auf 
der heutigen Sitzung zu behandeln. Er schlägt vor, die DS als neuen TOP 6 zu behandeln. 
 
Über die geänderte Tagesordnung wird wie folgt abgestimmt: 
 
6 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
0 Enthaltungen 
 
 
 
3. Genehmigung der Niederschrift vom 28.03.2019  
 
Über die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 28.03.2019 wird wie folgt  
abgestimmt: 
 
5 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
1 Enthaltung 
 
 
 
4. Neufassung der Tagespflegerichtlinie 

Vorlage: DS0059/19 
 

 
 
 
Frau Pohle, Amt 51, bringt die Drucksache ein.  
 
Herr Meister fragt nach, wo die genannten Qualitätskriterien herkommen. 
 
Frau Pohle äußert, dass es sich hier um überregionale Kriterien handelt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
6 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
0 Enthaltungen 
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5. Benennung "Arnstädter Straße" 

Vorlage: DS0082/19 
 

 
Herr Hesse, FB 62, informiert, dass die AG Straßennamen keinen Änderungsbedarf 
zur Umbenennung sieht. Es gab auch schon Anfragen von zukünftigen Anliegern.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
5 Ja-Stimmen 
1 Nein-Stimme 
0 Enthaltungen 
 
 
 
6. Umsetzung des KiFöG-Neu in der Landeshauptstadt Magdeburg 

Vorlage: DS0032/19 
 

 
Frau Borris, BG V, bringt die Drucksache ein. 
 
Über die Drucksache wird wie folgt abgestimmt: 
 
6 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
0 Enthaltungen 
 
 
 
7. Erstellung eines Konzeptes zur Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes in der Landeshauptstadt 
Magdeburg 
Vorlage: A0174/18 

 

 
Herr Ehlenberger, FB 32, bringt die Stellungnahme der Verwaltung ein.  
Er informiert, dass die Zuständigkeit seit dem 23.03.2019 bei der Stadt 
liegt. 
 
Herr Hoffmann schlägt folgenden Änderungsantrag vor: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, 
 
nach Inkrafttreten des Gesetzes über die Zuständigkeit nach Prostituierten- 
schutzgesetz im Land Sachsen-Anhalt (ProstSchu GZzustG LSA) – Drs. 7/2795 
ein Konzept für die Stadt Magdeburg zu dessen Umsetzung dem Stadtrat  
bis zum 31.12.2019 vorzulegen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
6 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
0 Enthaltungen 
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Abstimmungsergebnis zum Antrag in geänderter Form: 
 
6 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
0 Enthaltungen 
 
 
 
7.1. Erstellung eines Konzeptes zur Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes in der Landeshauptstadt 
Magdeburg 
Vorlage: S0136/19 

 

 
 
 
Der Ausschuss für kommunale Rechts- und Bürgerangelegenheiten nimmt die  
Stellungnahme der Verwaltung zur Kenntnis.  
 
8. Sozialarbeiter*in für Neue Neustadt 

Vorlage: A0046/19 
 

 
 
 
Herr Meister bringt den Antrag ein. 
 
Frau Deutschmann, V/01, macht Ausführungen zur Stellungnahme der Verwaltung.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
4 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
2 Enthaltungen 
 
8.1. Sozialarbeiter*in für Neue Neustadt 

Vorlage: S0101/19 
 

 
 
 
Der Ausschuss für kommunale Rechts- und Bürgerangelegenheiten nimmt die 
Stellungnahme der Verwaltung zur Kenntnis.  
 
9. Sprachkurse für EU-Bürger*innen 

Vorlage: A0047/19 
 

 
 
 
Herr Schreiber, Jobcenter Magdeburg, macht Ausführungen zur vorliegenden 
Stellungnahme. Er informiert, dass von den 700 Gemeldeten nur ca. 75 in den 
Genuss kommen würden. Hierbei handelt es sich um die Arbeitssuchenden. 
Nur hier kann der Kurs bezahlt werden.  
 
Herr Kräuter äußert, dass es in der Stadt genug Angebote gibt, die deutsche 
Sprache zu lernen. Es kann keiner dazu gezwungen werden.  
 
Herr Hoffmann vertritt die Meinung, dass die Stadt hier überhaupt nicht zuständig 
ist, da es sich um eine freiwillige Leistung handelt.  
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Änderungsantrag: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, für die im Stadtgebiet lebenden, vorrangig 
aus Rumänien kommenden Roma-Familien in Zusammenarbeit mit dem Jobcenter, 
der Auslandsgesellschaft Sachsen-Anhalt e.V. und der Volkshochschule Förder- 
programme  (bestehend aus Sprach- und Orientierungskursen) zu eruieren und 
diese dann zum Einsatz kommen zu lassen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
6 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
0 Enthaltungen 
 
Abstimmungsergebnis zum Antrag in geänderter Form: 
 
6 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen 
0 Enthaltungen 
 
9.1. Sprachkurse für EU-Bürger*innen 

Vorlage: S0109/19 
 

 
Der Ausschuss für kommunale Rechts- und Bürgerangelegenheiten nimmt die 
Stellungnahme der Verwaltung zur Kenntnis.  
 
 
 
10. Verschiedenes  
 
Es besteht kein Beratungsbedarf! 
 
 
 

 

Die Niederschrift erhält ihre endgültige Fassung mit Bestätigung in der darauffolgenden Sitzung. 
 
 
 
 
 
gez. Michael Hoffmann gez. Britta Becker 
stellv. Vorsitzender Schriftführerin 
 
 


